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Stellungnahme
des Bundesrates

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des Sondervermögens
"Energie- und Klimafonds" und zur Änderung des Rechts der
gesetzlichen Krankenversicherung

Der Bundesrat hat in seiner 914. Sitzung am 20. September 2013 beschlossen, zu

dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt

Stellung zu nehmen:

1. Zu Artikel 1 (Änderung des Gesetzes zur Errichtung eines Sondervermögens

"Energie- und Klimafonds")

Der Bundesrat hat große Zweifel, ob angesichts der nach wie vor sehr niedrigen

CO2-Zertifikatspreise die in dem mitgeteilten Finanztableau in Aussicht ge-

nommenen Zuweisungen an den Energie- und Klimaschutzfonds (EKF) aus

dem Bundeshaushalt ausreichen, um die Förderung wichtiger Klimaschutz- und

Energieeffizienzmaßnahmen im notwendigen Umfang aus dem EKF fortzufüh-

ren.
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2. Zu Artikel 2 (Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch)

Artikel 3 (Änderung des Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung

für Landwirte)

Artikel 2 und 3 sind zu streichen.

Begründung:

Der Bund beteiligt sich nach § 221 SGB V und § 64 KVLG 1989 pauschal an
den Aufwendungen der Krankenkassen für versicherungsfremde Leistungen in
Höhe von 14 Milliarden Euro für das Jahr 2014. Vorgesehen ist, diesen
Bundeszuschuss für das Jahr 2014 um 3,5 Milliarden Euro zu Lasten der
Liquiditätsreserve der gesetzlichen Krankenversicherung und zu Lasten des
Sondervermögens bei der landwirtschaftlichen Krankenkasse zu kürzen, um
den Bundeshaushalt zu entlasten. Bereits im Jahr 2013 erfolgte zur Entlastung
des Bundeshaushalts eine Kürzung des Bundeszuschusses an die gesetzliche
Krankenversicherung in Höhe von 2,5 Milliarden Euro.

Mit der erneuten Kürzung des Bundeszuschusses werden der gesetzlichen
Krankenversicherung Mittel entzogen, die zur pauschalen Finanzierung ver-
sicherungsfremder Leistungen dienen. Dabei handelt es sich um familienpoli-
tische Leistungen, insbesondere für Kinder, Jugendliche und nicht erwerbs-
fähige Ehegatten, die keine eigenen Beiträge für ihren Krankenversicherungs-
schutz leisten. Die Kürzung des Bundeszuschusses steht im Widerspruch zu
einer nachhaltigen und verlässlichen Finanzierung der versicherungsfremden
Leistungen. Belastet werden dadurch die gesetzlich Versicherten, deren
Beiträge zur Finanzierung ihrer gesundheitlichen Versorgung benötigt werden.
Die aktuelle gute finanzielle Situation der gesetzlichen Krankenkassen auf-
grund der positiven Entwicklung der Wirtschaft und der Wirkung kosten-
dämpfender Maßnahmen ist nicht auf Dauer angelegt. Die vorhandenen Rück-
lagen der gesetzlichen Krankenversicherung dürften nur vorübergehend sein
und werden zukünftig bei tendenziell steigenden Ausgaben zur Versorgung der
Versicherten benötigt.


